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Recht auf Selbstbestimmung

FREIHEIT FÜR
UNSERE
UNTERRICHTSRÄUME!
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Von Rechtsanwalt
Dietrich Jaser

Das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) hat in einer sensationellen
Entscheidung am 11. August 2009
(Aktenzeichen: 2 BvR 941/08) eine
Verurteilung wegen einer Ge-
schwindigkeitsmessung mittels Ver-
kehrskontrollsystem Typ „VKS 3.0“
als verfassungswidrig angesehen,
weil es an einer hinreichenden ge-
setzlichen Grundlage für das Filmen
fehle. Dadurch sei das Grundrecht
auf informationelle Selbstbestim-
mung verletzt worden, was letzt-
lich zu einem Beweisverwertungs-
verbot führe.

Zum Sachverhalt

Beschluss des Bundesverfassungs
gerichts vom 11. August 2009

ver-
dachtsunabhängige Videoüber-
wachung

Schutzbereich des Grundrechts
auf informationelle Selbstbestim-
mung

Im Januar 2006 wurde ein Autofahrer
auf der Bundesautobahn 19 anlässlich
einer Geschwindigkeitsmessung mit ei-
ner Geschwindigkeitsübertretung von 29

km/h gemessen. Die Videoaufzeichnung
erfolgte mit dem Verkehrskontrollsystem
Typ „VKS 3.0“. Diese Videoüberwachung
war von einer Autobahnbrücke durch-
geführt worden. Im Rahmen der Maß-
nahme wurden alle durchfahrenden
Fahrzeuge verdeckt gefilmt. Auf dem
Film war der jeweilige Fahrer erkennbar
und auch identifizierbar. Eine vorherige
Auswahl dahingehend, ob der jeweilige
Fahrer eines Verkehrsverstoßes über-
haupt verdächtig war, fand nicht statt.
Die Maßnahme wurde von der Verkehrs-
behörde auf den Erlass des Wirtschafts-
ministeriums Mecklenburg-Vorpommern
zur Überwachung des Sicherheitsab-
standes nach § 4 StVO vom 1.7.1999
gestützt. Wegen der Geschwindigkeits-
überschreitung um 29 km/h wurde ge-
gen den betroffenen Fahrer ein Bußgeld
in Höhe von 50 Euro festgesetzt. Nach-
dem er Einspruch gegen den Bußgeld-
bescheid eingelegt hatte, bestätigten
sowohl das Amtsgericht (AG) Güstrow

als auch das Oberlandesgericht (OLG)
Rostock die Rechtmäßigkeit der Geld-
buße. Die hiergegen vom Betroffenen
beim BVerfG eingelegte Verfassungsbe-
schwerde führte zum Erfolg.

Zur Begründung führte das Bundes-
verfassungsgericht aus, dass eine

von Verkehrsvorgängen in
den

als Ausprägung des allgemeinen
Persönlichkeitsrechts nach Art. 2 Abs. 1,
1 Abs. 1 Grundgesetz (GG) eingreife:
Zum einen soll jeder Bürger selbst ent-
scheiden können, wann, wem und inner-
halb welcher Grenzen er persönliche Le-
benssachverhalte offenbart, zum ande-
ren weil zum Schutzbereich der Art. 2
Abs. 1, 1 Abs. 1 GG auch Angaben darü-
ber gehören, ob und wann jemand mit

Bundesverfassungsgericht setzt ein eindeutiges Zeichen gegen den Kontrollstaat

Sensationelles Urteil: Verkehr
filmen zum Teil verfassungswidrig!

Das Bundesverfassungsgericht hat in einer sensationellen Entscheidung am 11.8.2009 eine Verurteilung wegen einer Geschwindigkeitsmessung mittels dem
Verkehrskontrollsystem Typ „VKS 3.0“ als verfassungswidrig angesehen, weil es an einer hinreichenden gesetzlichen Grundlage für das Filmen fehle.

Foto: Paul-Georg Meister/pixelio.de



seinem Auto an einem bestimmten Ort
gefahren ist. Dieser Eingriff sei nur
aufgrund eines Gesetzes und nicht allein
aufgrund einer Verwaltungsanweisung
erlaubt.

Die Frage, ob nun alle Geschwindigkeits-
und Abstandsmessverfahren mit Video-
überwachung rechtswidrig sind, ist
rechtlich noch nicht abschließend ge-
klärt. Nach Meinung des Verfassers
müssten jedenfalls alle diejenigen
Verfahren eingestellt werden, bei denen
Geschwindigkeits- oder Abstandsver-
stöße mit fest installierten Video-
Messverfahren erfasst werden sollen. Al-
lerdings dürften die individuellen Mes-
sungen, bei der ein potentieller Täter mit
einem Zivilfahrzeug der Polizei gefilmt
wurde, wohl grundsätzlich nicht zu
beanstanden sein.

Zu beachten ist dabei, dass das Bundes-
verfassungsgericht nur über den spezi-
ellen Fall entschieden hat, bei dem die
Polizei das Verkehrskontrollsystem vom
Typ VKS eingesetzt hatte. Dieses System
hält verdachtsunabhängig sämtliche
Fahrzeuge und Fahrer auf Video fest. Es
gibt aber noch eine Reihe anderer Vi-
deomessverfahren, z.B. solche, bei de-
nen über Videokameras auf einer Auto-
bahnbrücke mögliche Verstöße wahrge-

nommen werden und nur in diesem Fall
des sog. Anfangsverdachts, eine weitere
Kamera an der Leitplanke aktiviert wird,
die zur Täterfeststellung führen soll. Ob
auch in einem solchen Fall gegen das
Grundrecht auf informationelle Selbstbe-
stimmung verstoßen wird, ist bisher ver-
fassungsgerichtlich nicht entschieden
worden.

Die Rechtsprechung der unteren In-

stanzen ist uneinheitlich: Immerhin hal-
ten die Amtsgerichte in Grimma
(22.10.2009, Az.: 3 OWi 151 Js
33023/09), Eilenburg (22.09.2009, Az.:
5 OWi 253 Js 53556/08), Lünen
(14.10.2009, Az.: 16 OWi 225 Js
1519/09 – 447/09) und Meißen
(12.11.2009, Az.: 13 OWi 703 Js
42058/09) die verdachtsunabhängigen
Bildaufzeichnungen – egal ob Foto oder
Video – nach dem o.g. Beschluss des
BVerfG für unzulässig und damit als
Beweismittel nicht verwertbar.

Andererseits ist aber das Amtsgericht
Schweinfurt (31.8.2009, Az.: 12 OWi 17
Js 7822/09) in einem Verfahren wegen
Unterschreitung des Sicherheitsabstan-
des zur Auffassung gelangt, dass bei
Messgeräten wie den vorstehend be-
schriebenen das Messergebnis verwert-
bar sei und begründet dies damit, dass
die Aufnahmen der Brückenkameras al-
leine aufgrund der technischen Ausstat-
tung und der Frontscheibenverspiege-
lung der vorbei fahrenden Fahrzeuge
nicht geeignet seien, um Personen zu
identifizieren. Erst die nach einem ent-
sprechenden Verdacht auslösende Leit-
plankenkamera sei hierfür geeignet. An-
gesichts des heutigen Standes der Tech-
nik mit hochauflösenden Kameras sind
nach Auffassung des Verfassers Zweifel
an der Auffassung des AG Schweinfurt
berechtigt.

Alle Messverfahren mit Videoüber-
wachung jetzt rechtswidrig?

Auch Geschwindigkeitsmessungen
mit Blitzgeräten betroffen?

WEITER auf der nächsten Seite.
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Rechtsanwalt Dietrich Jaser

Aufzeichnungen
ohne Gesetz

Ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts lässt
Temposünder hoffen, die mittels Videoauf-
zeichnung einer installierten Kamera überführt
wurden. Die Karlsruher Richter stellten klar:
Eine permanente Videoaufzeichnung des
Autobahnverkehrs, die anschließend auf Ge-
schwindigkeitsübertretungen einzelner Fahrer
ausgewertet wird, ist ein Eingriff in das Recht
auf informationelle Selbstbestimmung der ge-
filmten Verkehrsteilnehmer.

Dieses Grundrecht gibt jedem Bürger die Be-
fugnis selbst zu entscheiden, wann und wie per-
sönliche Lebenssachverhalte offenbart werden.
Das Grundrecht auf informationelle Selbstbe-
stimmung kann zwar im überwiegenden Allge-
meininteresse eingeschränkt werden. Jedoch
nicht ohne eine gesetzliche Grundlage. Und
diese fehlte im Fall des Klägers, der eine
Geldbuße und drei Punkte erhalten hatte, weil

er mit seinem PKW auf der BAB 19 um 29 km/h zu
schnell gewesen war. Die Geschwindigkeit war mit
dem Verkehrskontrollsystem VKS 3.0 festgestellt
worden. Bei diesem System wird zunächst der ge-
samte ankommende Verkehr mit Video kontinu-
ierlich aufgenommen. Dies muss aus einer Höhe
von mindestens drei Metern über der Fahrbahn ge-
schehen, weshalb die Kamera zumeist auf Auto-
bahnbrücken montiert wird. Erst
wird dann das gewonnene Bildmaterial abgerufen,
per Computer aufbereitet und auf Geschwindig-
keits- oder auch Abstandsverstöße ausgewertet.

Die Verfassungsrichter machten deutlich: Es muss
für die Ordnungsbehörde eine klare gesetzliche Be-
fugnis geben, mit den Daten der Verkehrsteilneh-
mer auf diese Weise zu verfahren. Es muss für die
Bürger anhand eines formellen Gesetzes erkennbar
sein, wie und wann das von seiner Fahrt
aufgezeichnete Bildmaterial zur Feststellung von
Verkehrsverstößen herangezogen werden kann.
Die Rechtsauffassung des Amtsgerichts und des
Oberlandesgerichts, die im Bußgeldverfahren
einen Erlass des Wirtschaftsministeriums als
Rechtsgrundlage für den Eingriff in das Grundrecht
auf informationelle Selbstbestimmung haben

gelten lassen, wiesen die Karlsruher Richter zu-
rück.

Nach Meinung des Bundesverfassungsgerichts
stellte die Auswertung der Bildaufzeichnung in
einem Bußgeldverfahren einen Verstoß gegen
das Grundgesetz dar. Die Beweiserhebung war
damit unrechtmäßig. Die Kammer des 2. Senats
hob die angegriffenen Gerichtsentscheidungen
auf und wies die Sache zur erneuten Entschei-
dung an das Fachgericht zurück. Dieses muss
den Einspruch nun erneut unter Berücksich-
tigung der verfassungsrechtlichen Bedenken
prüfen.

Es ist kaum zu erwarten, dass es dabei von der
Karlsruher Sichtweise, der neben dem festge-
stellten Beweiserhebungsverbot auch ein

für möglich hält,
abweichen wird. Der Betroffene kann also mit ei-
nem Freispruch rechnen.

anschließend

Be-
weisverwertungsverbot

Robert Klein
Vorsitzender Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer e.v.
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Rechtslage in Bundesländern
unterschiedlich

Erheblicher Spielraum
für Argumentation

Im vorliegenden Fall stellte das Bundes-
verfassungsgericht fest, dass in Meck-
lenburg-Vorpommern keine hinreichen-
de gesetzliche Grundlage für die Video-
Überwachung vorhanden war. Damit ist
zunächst nur klargestellt, dass in diesem
Bundesland das konkrete Messverfahren
vom Typ VKS unrechtmäßig eingesetzt
und damit die Video-Beweise in unzuläs-
siger Weise erhoben wurden.

Die Rechtslage ist aber von Bundesland
zu Bundesland unterschiedlich. Zumin-
dest ist nicht auszuschließen, dass in an-
deren Bundesländern für derartige Vide-
oüberwachungen eine gesetzliche Grund
lage existiert. Das AG Saarbrücken
(02.10.2009, Az.: 22 OWi 66 Js 1396/09
(757/09)) ist jedenfalls für das Saarland
zur Überzeugung gelangt, dass Video-
messverfahren zur Abstandsmessung
ihre Ermächtigungsgrundlage in §§ 46,
53 OWiG; 163b S. 1 u. 3, 163, 81b StPO
und 9 Abs. 1 S. 1 Saarländisches Polizei-
gesetz fänden und diese Normenkette
dem vom BVerfG geforderten Be-
stimmtheits- und Verhältnismäßigkeits-
gebot genüge. Jedenfalls läge nach dem
AG Saarbrücken im Saarland kein
Verwertungsverbot vor.

Ähnlich entschied das OLG Bamberg in
seinem Beschluss vom 15.10.2009 (Az. 2
Ss OWi 1169/09). Dort vertritt das OLG

die Auffassung, dass für eine Videoüber-
wachung bezüglich einer Abstandsunter-
schreitung eine gesetzliche Rechts-

grundlage bestände, nämlich §§ 46 Abs.
1 OWiG; 100h Abs. 1 S. 1 Nr. 1, Abs. 2 S.
1 StPO. Allerdings ist das OLG in dem
dort verhandelten Fall von einer
verdachtsabhängigen Videomessung
ausgegangen und nicht – wie im Fall des
BVerfG – von einer verdachtsunabhän-
gigen Messung.

Die rechtliche Situation im Hinblick auf
verdachtsunabhängige Bildaufzeichnun-
gen zur Verkehrsüberwachung und

Täterfeststellung ist trotz des o.g.
Beschlusses des BVerfG noch weitge-
hend ungeklärt und von Bundesland zu
Bundesland unterschiedlich. Es gibt
allerdings erheblichen Spielraum für
Argumentationen und die Möglichkeiten
einer Einstellung von Bußgeldverfahren
sind definitiv gegeben. Gleichwohl darf
die Entscheidung des BVerfG nicht blau-
äugig dahin gehend missverstanden
werden, dass nun sämtliche Geschwin-
digkeits- und Abstandsmessungen ein-
zustellen seien.

Am Ende bleibt es stets eine Entschei-
dung im Einzelfall, ob der Beschluss des
BVerfG im zu entscheidenden Fall nutz-
bar gemacht werden kann und die Chan-
ce auf eine Einstellung besteht oder
nicht.

Fragen Sie daher den Verkehrsanwalt
Ihres Vertrauens. Der vorliegende
Beitrag kann nämlich eine umfassende
Beratung im Einzelfall auf keinen Fall
ersetzen. Auch kann für die inhaltliche
Richtigkeit – wie üblich bei derartigen
Beiträgen – trotz sorgfältigster Über-
prüfung und Recherchen keine Haftung
übernommen werden.

ZumAutor

Der Autor ist Mitglied in der Arbeitsge-
meinschaft Verkehrsrecht im Deutschen
Anwaltverein. Seine Kontaktdaten
finden sich unter www.domusjuris.de.

VKS 3.0 –
das Streit-Thema

Das Verkehrskontrollsystem VKS 3.0 er-
möglicht es, von Autobahnbrücken aus Ge-
schwindigkeiten von Fahrzeugen und de-
ren Abstände zu vorausfahrenden Fahrzeu-
gen zu bestimmen. Während der Messung
werden in der Regel mindestens zwei Vi-
deoaufzeichnungen vorgenommen.

Zunächst wird mit der sog. Tatvideoauf-
zeichnung die Abstands- und Geschwindig-
keitsmessung als solche durchgeführt. Mit
der sog. Fahrervideoaufzeichnung wird
dann das Kennzeichen erfasst und der Fah-
rer identifiziert.

Ramsauer ist
der neue Chef

Der “enormen Gestaltungsfülle” wegen hat der
Oberbayer Dr. Peter Ramsauer nun beim dritten
Ministerposten-Angebot doch zugeschlagen.
Chef des Verkehrsministeriums zu sein bedeute
für ihn und für seinen Chef in München, Horst
Seehofer, strukturpolitisch für sein Heimat-
Bundesland aktiv werden zu können. Doch auch
der Norden Deutschlands hat bereits ange-
kündigt, das verkehrstechnische Stief-
mütterlein-Dasein beenden zu wollen. So wird
sich Ramsauer in seiner Amtsperiode wohl auf
Gesamt-Deutschland ausrichten müssen.

Dr. Peter Ramsauer, Jahrgang 1954 war unter
anderem Parlamentarischer Geschäftsführer der
CSU-Landesgruppe und von 2005 bis 2009 Vor-
sitzender der CSU-Landesgruppe im Deutschen
Bundestag sowie Erster Stellvertreter des CDU/
CSU-Fraktionsvorsitzenden.

Der beamtete Staatssekretär
, Jahrgang 1954, ist Mitglied der CDU

und im BMVBS zuständig für Eisenbahnpolitik,
Luft- und Raumfahrt, Wasserstraßen, Schifffahrt
und Straßenverkehr sowie für die Zentralabteilung.

Der Parlamentarische Staatssekretär
, Jahrgang 1963, ist Mitglied der CDU

und im BMVBS zuständig für die Bereiche Schiff-
fahrt, Wasserstraßen, Eisenbahnen und Bau- und
Planungsrecht.

Der parlamentarische Staatssekretär ,
Jahrgang 1973, ist Mitglied der FDP und im BMVBS
zuständig für die Bereiche Luftverkehr, Radver-
kehr, Wohnungspolitik, Bauwirtschaft, Architektur
und Baukultur

Der parlamentarische Staatssekretär
, Jahrgang 1974, ist Mitglied

der CDU und im BMVBS zuständig für die Bereiche
Raumordnung, Raumfahrt, Verkehrspolitik,
Verkehrssicherheit, Infrastrukturplanung und
Stadtentwicklungspolitik.

Die Staatssekretäre
Prof. Klaus-Dieter

Scheurle

Enak
Ferlemann

Jan Mücke

Dr.
Andreas Scheuer

Der neue Chef im Verkehrsministerium: Peter
Ramsauer. Quelle: www.peter-ramsauer.de
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Freiheit fürunsere
Unterrichtsräume!

Im Folgenden geben wir wieder Antwor-
ten auf Fragen, die uns Verbandsmitglie-
der gestellt haben.

Müssen Unterrichtsräume von Fahrschu-
len ständig verfügbar sein oder dürfen sie
untervermietet werden?

allein

Darf ich theoretische Unterrichte nur zu
festen Zeiten oder auch nach Vereinbarung
anbieten?

Müssen Preisliste und Geschäftsbedingun-
gen ausgehängt sein, wenn zwei Fahrschul-
inhaber einen Fahrschulraum zu unter-
schiedlichen Zeiten nutzen?

Muss ich Tagesnachweise führen, wenn
ich in keiner Weise in meiner Fahrschule
arbeite?

Kann meine Fahrschulerlaubnis ent-
zogen werden, wenn ich in meiner Fahr-
schule nur noch zu 50 % selbst tätig bin?

Rechtfertigt ein Wohnsitz mit mehr als
25 km Entfernung vom Fahrschulsitz
einen Entzug der Fahrschulerlaubnis?

Die ständige Verfügbarkeit des den gesetzlichen
Anforderungen entsprechenden Unterrichtsrau-
mes ist rechtlich nicht erforderlich.

Der Fahrschulinhaber legt die Zeiten fest, zu
welchen er die Räumlichkeiten für fahrschulspe-
zifische Angelegenheiten nutzt. Ob er außerhalb
dieser Zeiten die Räumlichkeiten unwirtschaf-

tlich leer stehen lässt, bzw. sie anderen Nutzern
überlässt, ist Angelegenheit des Fahrschul-
inhabers. In keinem Fall kann eine auch ander-
weitige Nutzung untersagt werden.

Sie können Unterricht sowohl zu festgelegten
veröffentlichten Zeiten als auch nach Vereinbarung
anbieten. Änderungen der Unterrichtszeiten sind
nicht anzeigepflichtig, sonst wäre dies in § 17
FahrlG festgehalten.

Ja. Und zwar für jede Fahrschule extra. Der Name der
Fahrschule sollte sowohl auf den Geschäftsbedin-
gungenalsauchaufderPreislisteangegebensein.

Wenn Sie in Ihrer Fahrschule nicht tätig sind,
müssen Sie auch keinen Tagesnachweis
führen. Sofern Sie tätig werden, müssen Sie
auch sonstige Tätigkeiten aufführen.

Auch wenn Sie weniger als 50 % in Ihrer
Fahrschule tätig sind, kann dies nicht zum
Entzug der Fahrschulerlaubnis führen.

Nein.

RobertKlein

Sie fragen – Wir anworten
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Wer als Ortsfremder einen Unfall
verursacht, kann bei Gerichte kein
milderndes Urteil erwarten. So sei
das Nichtbeachten einer rotem
Ampel “grundsätzlich objektiv grob
fahrlässig” einzustufen.

Frauen fahren
sicherer als Männer

Zu diesem “Rotlichtverstoß”-Urteil kam
das Oberlandesgericht Düsseldorf am
28. Oktober 2008 (AZ: I-4 U 254/07)

Wer sein Auto ordnungswidrig auf einem
Bürgersteig abstellt und sich dann
beschwert, dass es zum Beispiel von
einem radfahrenden Kind beschädigt
wurde, muss den Schaden selbst be-
zahlen.

Das Münch ner
Amtsgericht (AZ:
331 C 5627/09)
wies die Klage
eines Falschpar-
kers ab, der den
Schaden an seinem
Auto in Höhe von
1100 Euro von
den Eltern einfor-
dern wollte.

Ungeachtet des Müncher Autofahrers:
Eine Umfrage der AXA-Versicherungen in
ganz Europa ergab: “Deutsche Fahrer

sind am besten”. 8000 Befragte aus zehn
europäischen Ländern wählten auch
dieses Jahr die Deutschen auf Platz eins.

Übrigens: 90 Prozent aller befragten
Autofahrer in Deutschland halten Alkohol
am Steuer für gefährlich.

Was das Sich-an-Geschwindigkeitsbe-
schränkungen-Halten anbelangt sind die
deutschen Autofahrer allerdings nicht
wirklich als Vorbild zu nennen.

Was die Umfrage noch ergab: Frauen
schneiden in Sachen Verkehrssicherheit
besser ab als Männer.

Foto: siepmannH/pixelio.de

Ein Blick ins Urteilsbuch und hinaus nach Europa

Ortsfremd? – Keine Ausrede
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Eine Verbesserung vor allem für mit-
telständische Unternehmen ergibt
sich aus der Anhebung der Grenze
für die Versteuerung nach verein-
nahmten Entgelten bei der Umsatz-
steuer.

oder

oder

Grundsätzlich ist die Umsatzsteuer nach
vereinbarten Entgelten zu berechnen.
Danach ist die Umsatzsteuer zu ent-
richten, sobald die umsatzsteuerpflich-
tige Leistung erbracht wurde. Auf die
Rechnungsstellung und den Eingang des
Rechnungsbetrags kommt es grundsätz-
lich nicht an. Eine Ausnahme hiervon
enthält schon bislang § 20 UStG.
Hiernach kann auf An trag die
Umsatzsteuer nach vereinnahmten
Entgelten berechnet werden, wenn:

der Gesamtumsatz im
zurückliegenden Kalenderjahr nicht
mehr als 250.000 Euro betragen hat

der Unternehmer von der Buchfüh-
rungspflicht nach § 148 AO befreit ist

soweit freiberufliche Umsätze im Sinne
des § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG ausgeführt
werden

Anstelle der Umsatzgrenze von 250.0000
Euro gilt nach § 20 Abs. 2 UStG in den
neuen Bundesländern bis Ende 2009
eine auf 500.000 Euro erhöhte Ist-
Versteuerungsgrenze.

Durch das Bürgerentlastungsgesetz
Krankenversicherung wurde nunmehr
die bislang auf die neuen Bundesländer
beschränkte Ist-Versteuerungsgrenze
von 500.000 Euro auf das gesamte
Bundesgebiet ausgedehnt. Die einheit-
liche Grenze von 500.000 Euro gilt für
den Zeitraum vom 1.7.2009 bis zum
31.12.2011.

Durch die Ausweitung der Grenze von
500.000 Euro auf das ganze Bundes-
gebiet erfahren die betroffenen Unter-
nehmen in den alten Bundesländern eine
deutliche Liquiditätsverbesserung. Denn
die betreffenden Betriebe brauchen die
Umsatzsteuer erst dann abzuführen,
wenn der Kunde die Rechnung bezahlt
hat. Dass diese bis Ende 2011 befristet
wird, ist indessen nicht ganz nachvoll-
ziehbar.

Nachdem mit dem Bilanzrechtsmoder-
nisierungsgesetz bis zu einem Jahresum-
satz von 500.000 Euro eine Buchfüh-
rungspflicht nicht mehr besteht, wäre es
vielmehr systemgerecht, die Grenze von
500.000 Euro dauerhaft einzuführen.
Denn bei der innerhalb dieser Grenze
stets möglichen Gewinnermittlung durch
Einnahme-Überschussrechnung werden
erst die Zahlungsflüsse, nicht schon For-
derungen erfasst.

�

Verbesserung für Mittelständler

Anhebung Ist-Versteuerungsgrenze

Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung
trotz Schwerhörigkeit

Vorsteuerabzug:
unvollständige Rechnung

Unzulässige Blutentnahme
durch Polizisten

Die Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung darf
wegen einer bestehenden Schwerhörigkeit des
Berechtigten nicht abgelehnt oder entzogen
werden. Seit der Einführung volldigitaler Hörsys-
teme im Jahr 2004 kann auch eine fortgeschrit-
tene Schwerhörigkeit von über 60 Prozent ohne
weiteres ausgeglichen werden bestätigte ein Gut-
achter.

Die bisher von Verwaltungsbehörden praktizierte
Ablehnung einer Kompensation von Schwer-
hörigkeit durch Hörgeräte ist danach nicht mehr
haltbar.

Eine ordnungsgemäße Rechnung, die unter
anderem auch die zutreffende Anschrift des
leistenden Unternehmers enthalten muss,
gehört zu den rechtlichen Voraussetzungen des
Vorsteuerabzugs.

Die Berücksichtigung des Vertrauensschutzes,
besonders dann, wenn der Unternehmer die
Unrichtigkeit der Angaben auch bei Beachtung
der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns nicht
hätte erkennen können, ist im Rahmen der
Steuerfestsetzung nicht möglich. Hierfür kommt

lediglich eine Billigkeitsmaßnahme gemäß §§ 163,
227 der Abgabenordnung in Betracht.

Grundsätzlich einer richterlichen Anordnung be-
darf eine Blutentnahme beim Verdacht auf Trun-
kenheit im Straßenverkehr gegen den Willen des
Betroffenen.

Wird einem Autofahrer auf Veranlassung der
Polizisten gegen seinen Willen eine Blutprobe
entnommen, ohne dass vorher zumindest versucht

wurde, einen Richter des richterlichen
Eildienstes zu erreichen, darf die widerrechtlich
entnommene Blutprobe im späteren
Gerichtsverfahren nicht verwertet werden.

OVG Brandenburg vom 26.03.2009 (AZ 1B
9.07)

BFH vom
30.04.2009 (Az. V R 15/07)

OLG
Hamm vom 12.03.2009 (Az. 3 Ss 31/09)

Besitzstand soll nach Entzug
erhalten bleiben

Kündigung nach sexistischen Sprüchen

Nach derzeitigem Recht erlischt die Grundqua-
lifikation eines Fahrerlaubnisinhabers für Omni-
bus- und LKW, wenn seine Fahrerlaubnis nach
den Stichtagen 10.09.2008 / 10.09.2009 neu
erteilt werden, weil er versäumt hat, die Verlän-
gerung zu beantragen. Das Verwaltungsgericht
Köln hat entschieden, dass Befähigung und
Erfahrung durch eine kurzfristige Unterbrechung
der Fahrerlaubnis nicht verloren gehen.

Einem Arbeitgeber recht gegeben hat das
Landsarbeitsgericht Schleswig-Holstein am 4.
März 2009 (AZ 3 SA 410/08), der einem Mitar-
beiter wegen sexueller Belästigung kündigte.

Der Mann zeigte einer Kollegin Handy-Fotos
einer Frau mit entblöstem Unterkörper, rief
zudem eine anderen Kollegin an und sagte ihr,
dass er mit Ihr Geschlechtsverkehr haben wolle.
Fristlos ging die Kündigung allerdings nicht
durch. Die Kündigungsfrist sei einzuhalten, so
das Gericht, da der Mitarbeiter schon mehrere
Jahre bei der Firma beschäftigt war.
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SRK Seminare Robert Klein | Stadtberg 32 | 89312 Günzburg | Tel.: 08221-31905 | E-Mail: info@fahrlehrerweiterbildung.de
Alle Informationen in der Fahrlehrerpost werden unverlangt erteilt. Sie erfolgen unter Ausschluss einer Rechtspflicht zur Fortsetzung und Haftung.

Fahrlehrer-Fortbildung
SRK Seminarangebot

Weitere Orte auf der folgenden Seite
Die Seminargebühr ist mehrwertsteuerfrei lt. Umsatzsteuergesetz § 4 Nr. 21
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Fahrlehrer-Fortbildung
SRK Seminarangebot

Weitere Seminare auf Anfrage
Die Seminargebühr ist mehrwertsteuerfrei lt. Umsatzsteuergesetz § 4 Nr. 21

SRK Seminare Robert Klein
Stadtberg 32

89312 Günzburg
Telefon: 08221-31905
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Alle Informationen in der Fahrlehrerpost werden unverlangt erteilt. Sie erfolgen unter Ausschluss einer Rechtspflicht zur Fortsetzung und Haftung.

Mitglied werden!
www.idfl.de oder Tel. 08221-250 773 (Mo-Fr. 10-17 Uhr)

Interessenverbände Deutscher Fahrlehrer (IDF)

Interessenverband Deutscher Fahrlehrer e.V.
vertritt Interessen der Fahrlehrer aus allen Bundesländern

Tel. 08221-250 773

Interessenverband Deutscher Fahrlehrer Süd e.V.

Geschäftsstellen
Bayern: Herr Kahn Tel. 08221- 250 773

Herr Hesser Tel. 08331-9258050
Herr Anderl Tel. 0170-2409002 *)

Baden-Württemberg: Herr Rauscher Tel. 0172-6202715 *)

Hessen: Herr Kluge Tel. 06154-2829

Saarland: Herr Auffenberg Tel. 0172-6788499 *)

Rheinland-Pfalz: Herr Janisch Tel. 0163-2949777 *)

Interessenverband Deutscher Fahrlehrer Nord e.V.

Telefon: 04174-3549

Stadtberg 32
89312 Günzburg

E-Mail: info@idfl.de
website: www.idfl.de oder www.fahrlehrerweiterbildung.de

Vorsitzender: Robert Klein
Mitgliedsbeitrag 10 Euro monatlich

vertritt Interessen der Fahrlehrer von
Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Rheinland-Pfalz

Thüringen, Saarland, Sachsen und Nordrhein-Westfalen
Grubachweg 24
88477 Schwendi

E-Mail: info@idfl.de
website: www.idfl.de oder www.fahrlehrerweiterbildung.de

Vorsitzende: Susanne Bahr, Robert Klein, Philipp Stehle
Mitgliedsbeitrag 10 Euro monatlich

vertritt Interessen der Fahrlehrer von
Niedersachsen, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Nordrhein-Westfalen

Uhlenhorst 66 c
21435 Stelle

website: www.idfl.de oder www.fahrlehrerweiterbildung.de
Vorsitzender: Günter Fieger

Mitgliedsbeitrag 10 Euro monatlich

*) Hinweis: Es entstehen Ihnen durch die Anwahl von Mobilfunknummern lediglich die für Ihr Netz definierten Verbindungskosten. Für eine exakte Auskunft fragen Sie bitte Ihren Telefonanbieter.
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Ziele des Interessenverbandes Deutscher Fahrlehrer e.V






